
Beglaubigte Abschrift 

2 K 2140/18 

URTEIL 

Prozessbevollmächtigte: DGB Rechtsschutz GmbH - Büro Saarbrücken -, 
Fritz-Dobisch-Straße 5, 66111 Saarbrücken, 
- 01847-18/TH/ms -

g e g e n

- Beklagter -

w e g e n Besoldung und Versorgung (finanzielle Abgeltung von Mehrarbeit) 

hat die 2. Kammer des Verwaltungsgerichts des Saarlandes in Saarlouis durch 

den Vizepräsidenten des Verwaltungsgerichts ... die Richterin am Verwal­

tungsgericht ... und den Richter am Verwaltungsgericht ... sowie den 

ehrenamtlichen Richter ... und die ehrenamtliche Richterin ...

aufgrund der Beratung vom 22. September 2020 
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für R e c h t erkannt: 

Die Klage wird abgewiesen. 

Die Kosten des Verfahrens trägt der Kläger. 

Das Urteil ist wegen der Kosten vorläufig vollstreckbar. 

Der Kläger darf die Vollstreckung durch Sicherheitsleistung 

oder Hinterlegung eines Betrages in Höhe der sich aus dem 

Kostenfestsetzungsbeschluss ergebenden Kostenschuld 

abwenden, falls nicht der Beklagte vor der Vollstreckung 

Sicherheit in derselben Höhe leistet. 

Die Berufung wird zugelassen. 

Tatbestand 

Der Kläger stand vor seiner Ruhestandsversetzung als Polizeikommissar (Besol­

dungsgruppe A 9) im Dienst der saarländischen Polizei. Zuletzt war er beim Lan­

despolizeipräsidium - LPP - in der Abteilung L. (LPP ...) dienstlich eingesetzt. 

Mit Ablauf des 31.7.2018 wurde er wegen dauerhafter Dienstunfähigkeit infolge 

eines Dienstunfalls vorzeitig in den Ruhestand versetzt. Zuvor war er 

dienstunfallbedingt seit dem 10.11.2017 durchgehend dienstunfähig erkrankt. 

Mit Schreiben vom 23.7.2018 beantragte er die finanzielle Abgeltung seiner Mehr­

arbeitsstunden aus den Jahren 2017 und 2018, die sich ausweislich der in den 

Verwaltungsakten befindlichen Übersicht auf 205 Stunden beliefen. 

Mit Bescheid vom 24.7.2018 lehnte das LPP den Antrag ab. Zur Begründung ist 

ausgeführt, nach § 78 Abs. 3 Satz 1 SBG könnten Beamtinnen und Beamte mit 

aufsteigenden Gehältern für von ihnen geleistete Mehrarbeit zwar eine Vergütung 

für einen Zeitraum von bis zu 480 Stunden im Jahr erhalten, wenn die Gewährung 

der grundsätzlich vorgesehenen Dienstbefreiung aus zwingenden 

dienstlichen Gründen innerhalb eines Jahres nicht möglich gewesen sei. 

Zwingende dienstli-
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Mehrarbeitsstunden durch Dienstbefreiung gehindert war, weil er dienstunfallbe­

dingt zunächst längerfristig erkrankt und anschließend wegen der gesundheitli­

chen Folgen des betreffenden Dienstunfalls vorzeitig in den Ruhestand versetzt 

worden ist. 

Die Klage hat nach alledem keinen Erfolg. 

Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 1 VwGO. Deren vorläufige Voll­

streckbarkeit beruht auf§§ 167 VwGO, 708 Nr. 11, 711 ZPO. 

Die Berufung wird gemäß § 124a Abs. 1 Satz 1 i.V.m. § 124 Abs. 2 Nr. 3 VwGO 

wegen grundsätzlicher Bedeutung der Rechtssache zugelassen. 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diese Entscheidung steht den Beteiligten die Berufung an das Oberver­

waltungsgericht des Saarlandes in Saarlouis zu. 

Die Berufung ist bei dem Verwaltungsgericht des Saarlandes, Kaiser-Wilhelm­

Straße 15, 66740 Saarlouis, innerhalb eines Monats nach Zustellung dieser 

Entscheidung schriftlich oder in elektronischer Form nach Maßgabe der für den 

elektronischen Rechtsverkehr mit dem Verwaltungsgericht geltenden Regelungen 

einzulegen. Die Berufung muss die angefochtene Entscheidung bezeichnen. 

Die Berufung ist innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung der Entscheidung 

zu begründen. Die Begründung ist, sofern sie nicht zugleich mit der Einlegung der 

Berufung erfolgt, bei dem Oberverwaltungsgericht des Saarlandes, Kaiser­

Wilhelm-Straße 15, 667 40 Saarlouis schriftlich oder in vorbezeichneter elektroni­

scher Form einzureichen. Die Berufungsbegründung muss einen bestimmten An­

trag sowie die im Einzelnen anzuführenden Gründe der Anfechtung (Berufungs­

gründe) enthalten. 

Vor dem Oberverwaltungsgericht müssen sich die Beteiligten, außer im Pro­

zesskostenhilfeverfahren, durch Prozessbevollmächtigte vertreten lassen. Dies gilt 

auch für Prozesshandlungen, durch die ein Verfahren vor dem Oberverwaltungs­

gericht eingeleitet wird. Als Prozessbevollmächtigte sind Rechtsanwälte und die in 

§ 67 Abs. 4 Sätze 3, 4 und 7 i.V.m. Abs. 2 Satz 1, Satz 2 Nr. 3 bis 7 VwGO be­
zeichneten Personen und Organisationen zugelassen. 
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B e s c h l u s s  

Der Streitwert wird gemäß §§ 52, 63 Abs. 2 GKG in Höhe 
des mit der Klage geltend gemachten Anspruchs auf finanzi­
elle Abgeltung von Mehrarbeit unter Zugrundelegung des 
Stundensatzes von 19,52 € für die Besoldungsgruppen A 9 
bis A 12 nach § 4 Abs. 1 (B)MVergV SL in der Fassung des 
Gesetzes zur Anpassung von Besoldungs- und Versor­
gungsbezügen in den Jahren 2017 und 2018 ... vom 
21.6.2017 (Amtsblatt S. 594) auf (19,52 € x 205 Stunden =) 
4.001,60 € festgesetzt. 

Rechtsmittelbelehrung 

Seite 13 

Gegen die Festsetzung des Streitwerts steht den Beteiligten oder sonst von der 
Entscheidung Betroffenen die Beschwerde an das Oberverwaltungsgericht des 
Saarlandes in Saarlouis, zu, wenn der Wert des Beschwerdegegenstandes 200,00 
Euro übersteigt. 

Die Beschwerde ist bei dem Verwaltungsgericht des Saarlandes, Kaiser­
Wilhelm-Straße 15, 66740 Saarlouis schriftlich, in elektronischer Form nach 
Maßgabe der für den elektronischen Rechtsverkehr mit dem Verwaltungsgericht 
geltenden Regelungen oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Ge­
schäftsstelle einzulegen. 

Die Beschwerde ist nur bis zum Ablauf von sechs Monaten nach Eintritt der 
Rechtskraft der Entscheidung in der Hauptsache oder anderweitiger Erledigung 
zulässig. 

Beglaubigt: 
Saarlouis

/\ 
Justizamtsinspektorin 
als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 
des Verwaltungsgerichts des Saarlandes 




